
Eidgenössisches Departement für
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK

Bundesamt für Strassen ASTRA

Fragebogen zur Teilrevision des Strassenverkehrsgesetzes und des
Ordnungsbussengesetzes
(gegliedert nach der Systematik des Erläuternden Berichts)

Stellungnahme eingereicht durch:

Kanton Verband Organisation Übrige
Absender:
Schweizerischer Gewerkschaftsbund

Wichtig:
Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am
12.12.2020 an folgende E-Mail-Adresse: svg@astra.admin.ch

1. Förderung umweltfreundlicher Technologien

1. Sind Sie damit einverstanden, dass eine Bestimmung ins SVG eingefügt wird, wo-
nach der Bundesrat aus Gründen des Umweltschutzes die Überschreitung der in
Artikel 9 Absatz 1 SVG festgelegten höchstzulässigen Abmessungen und Gewichte
auf Verordnungsebene zulassen kann, sofern damit keine Erhöhung der Transport-
kapazität verbunden ist?
(Art. 9 Abs. 2bis E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

Diese Änderung begünstigt die Umstellung auf elektrisch Betriebene Lieferwagen.
Dies ist nötig, damit der CO2-Ausstoss im Güterverkehr gesenkt werden kann.

Wichtig ist aber, dass Verwendung der Fahrzeuge und der Sattelauflieger für den
unbegleiteten kombinierten Verkehr (UKV) auf der Schiene absolut gewährleistet
ist. Änderungen in den Abmessungen der Fahrzeuge dürfen nicht dazu führen,
dass der Verladeprozess verkompliziert, behindert oder gar verunmöglicht wird.
Die Fahrzeuge müssen auch weiterhin für die ROLA kompatibel sein.

Die Erweiterungen in den Dimensionen und Gewichten von Fahrzeugen sollen nur
so weit als nötig und im Rahmen der Verhältnismässigkeit vorgenommen werden.
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2. Automatisiertes Fahren

2. Sind Sie mit der Definition von Fahrzeugen mit einem Automatisierungssystem ein-
verstanden?
(Art. 25a Abs. 1 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

3. Sind Sie damit einverstanden, dass der Bundesrat Fahrzeugführerinnen und Fahr-
zeugführer von Fahrzeugen mit einem Automatisierungssystem von ihren Beherr-
schungspflichten gemäss Artikel 31 Absatz 1 SVG befreien kann?
(Art. 25a Abs. 2 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

Sie Bemerkungen/Vorbehalte im Begleitbrief

4. Sind Sie damit einverstanden, dass der Bundesrat die Zulassungsvoraussetzun-
gen festlegt, damit Fahrzeuge mit einem Automatisierungssystem, die keine Fahr-
zeugführerin oder keinen Fahrzeugführer benötigen, auf bestimmten Strecken zu-
gelassen werden können?
(Art. 25a Abs. 3 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

Sie Bemerkungen/Vorbehalte im Begleitbrief
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5. Sind Sie mit den in Artikel 25a Absatz 4 genannten Rahmenbedingungen (Ver-
kehrssicherheit, Bearbeitung extern erhobener Daten durch Automatisierungssys-
teme) für die in Artikel 25a Absatz 2 und 3 vorgeschlagenen bundesrätlichen Kom-
petenzen einverstanden?
(Art. 25a Abs. 4 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

Sie Bemerkungen/Vorbehalte im Begleitbrief

6. Sind Sie mit den in Artikel 25b genannten Rahmenbedingungen (Fahrmodusspei-
cher) für die in Artikel 25a Absatz 2 und 3 vorgeschlagenen bundesrätlichen Kom-
petenzen einverstanden?
(Art. 25b E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

Sie Bemerkungen/Vorbehalte im Begleitbrief

7. Sind Sie mit den in Artikel 25c genannten Rahmenbedingungen (Datenschutz) für
die in Artikel 25a Absatz 2 und 3 vorgeschlagenen bundesrätlichen Kompetenzen
einverstanden?
(Art. 25c E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

Sie Bemerkungen/Vorbehalte im Begleitbrief

8. Sind Sie damit einverstanden, dass das Bundesamt für Strassen ASTRA zur Durch-
führung von befristeten Versuchen mit Fahrzeugen mit einem Automatisierungssys-
tem Abweichungen von den geltenden Bestimmungen bewilligen kann?
(Art. 25d E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

9. Sind Sie damit einverstanden, dass das ASTRA zur Förderung neuartiger Lösungen
Beiträge gewähren darf?
(Art. 105bis E-SVG)
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JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

3. Umsetzung parlamentarischer Vorstösse

3.1 Motion 15.3574 – Annullation des Führerausweises auf Probe

10. Sind Sie damit einverstanden, dass nur noch mittelschwere und schwere Wider-
handlungen von Inhaberinnen und Inhabern eines Führerausweises auf Probe dazu
führen, dass bei der ersten Widerhandlung die Probezeit verlängert und bei der
zweiten Widerhandlung der Führerausweis auf Probe annulliert wird?
(Art. 15a Abs. 3 und 4 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

3.2 Motion 13.3572 – Ab- und Auflastung von Nutzfahrzeugen

11. Sind Sie damit einverstanden, dass die Halterin oder der Halter das Gesamtgewicht
ihres oder seines Motorfahrzeuges oder Anhängers (im Rahmen des Garantiege-
wichts) jederzeit bei der kantonalen Vollzugsbehörde ändern kann?
(Art. 9 Abs. 2bis und 3bis E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

Diese Änderung muss möglichst missbrauchssicher umgesetzt werden. Andern-
falls können auf diese Weise LSVA-Zahlungen vermieden werden, wenn das Fahr-
zeug kurzfristig weniger schwere Ladungen mitführt und dadurch das Gewicht än-
dert, jedoch dann zeitweise doch vollbeladen fährt. Ob das Fahrzeug aber voll be-
laden ist oder halb leer fährt, führt fast zu denselben Belastungen für das Strassen-
netz, zu Lärmbelastung, CO2-Emissionen, etc. Daher sollen Lastwagen die in der
Regel 40 t mitführen nicht von der LSVA befreit werden, nur weil sie kurzfristig we-
niger stark beladen sind und ihr Gewicht entsprechend anpassen.
Hinzu kommt, dass heute zu wenige Schwerverkehrskontrollen durchgeführt wer-
den. Um eine missbrauchssichere Umsetzung zu gewährleisten, soll der Bund
mehr Mittel in die Kontrollen investieren (welche von den Kantonen durchgeführt
werden). Mindestens muss ein Monitoring eingerichtet werden.

3.3 Motion 17.3632 - Anpassung von «Via sicura»
3.3.1 Rasermassnahmen

12. Sind Sie damit einverstanden, dass den Strafgerichten bei der Beurteilung von «Ra-
serdelikten» ein grösserer Ermessensspielraum gewährt wird?
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(Art. 90 Abs. 3 und 4 E-SVG)
JA NEIN keine Stellungnahme /

nicht betroffen
Bemerkungen / Änderungsantrag:

Ein Ermessensspielraum besteht bereits, indem die Richter bedingte oder unbe-
dingte Urteile aussprechen konnten. Die Abschwächung sendet eine unerwünschte
Botschaft an potentielle Raser.

13. Sind Sie damit einverstanden, dass die Mindeststrafe von einem Jahr Freiheitsstrafe
für die Begehung eines «Raserdelikts» aufgehoben wird?
(Art. 90 Abs. 3 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

Siehe Bemerkungen zu Frage 12.

14. Sind Sie damit einverstanden, dass nach einem «Raserdelikt» Ersttäterinnen oder
Ersttätern der Führerausweis für mindestens 6 Monate entzogen werden muss (und
nicht mehr für mindestens 24 Monate)?
(Art. 16c Abs. 2 Bst. abis E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

Siehe Bemerkungen zu Frage 12.
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3.3.2 Obligatorischer Rückgriff der Motorfahrzeug-Haftpflichtversicherungen

15. Sind Sie damit einverstanden, dass nach dem Verursachen eines Schadens durch
Fahren in angetrunkenem oder fahrunfähigem Zustand oder durch ein «Raserde-
likt» der Versicherer nicht mehr zwingend auf die Fehlbare oder den Fehlbaren
Rückgriff nehmen muss?
(Art. 65 Abs. 3 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

3.3.3 Alkohol-Wegfahrsperren und Datenaufzeichnungsgeräte («Blackboxen»)

16. Sind Sie damit einverstanden, die gesetzliche Grundlage für die obligatorische Ver-
wendung von anerkannten Datenaufzeichnungsgeräten («Blackboxen») nach be-
stimmten Geschwindigkeitsdelikten aufzuheben?
(Art. 17a; insbesondere Abs. 1; Art. 99 Abs. 1 Bst. h-j E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

17. Sind Sie damit einverstanden, die gesetzliche Grundlage für die obligatorische Ver-
wendung von Alkohol-Wegfahrsperren nach bestimmten Alkoholdelikten aufzuhe-
ben?
(Art. 17a, insbesondere Abs. 2; Art. 99 Abs. 1 Bst. h-j E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

4. Weiterer Revisionsbedarf
4.1 Ausnahmen vom Sonntags- und Nachtfahrverbot

18. Sind Sie damit einverstanden, dass ausdrücklich festgehalten wird, dass der Bun-
desrat die Ausnahmen zum Sonntags- und Nachtfahrverbot festlegen kann?
(Art. 2 Abs. 2 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

Sie Bemerkungen/Vorbehalte im Begleitbrief
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4.2 Bauliche Ausgestaltung von Fussgängerstreifen

19. Sind Sie damit einverstanden, dass die Verpflichtung des Bundesrates, Vorschriften
über die bauliche Ausgestaltung von Fussgängerstreifen zu erlassen, aufgehoben
wird?
(Art. 6a Abs. 2 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

4.3 Ausnahmen vom Verbot für Rundstreckenrennen

20. Sind Sie damit einverstanden, dass die Kompetenz des Bundesrates, Ausnahmen
vom Verbot der Rundstreckenrennen vorzusehen und diese zu bewilligungsfähigen
Veranstaltungen zu machen, erweitert wird?
(Art. 52 Abs. 1 und 2 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

4.4 Strafrechtliche Sanktionen bei Widerhandlungen mit Fahrzeugen von ge-
ringer Motorkraft oder Geschwindigkeit

21. Sind Sie damit einverstanden, dass als Strafe für Widerhandlungen mit Motorfahr-
zeugen von geringer Motorkraft oder Geschwindigkeit grundsätzlich nur noch eine
«Busse» (bis 10 000 CHF) und nicht mehr eine «Geldstrafe oder Freiheitsstrafe»
ausgesprochen werden darf?
(Art. 99a E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

4.5 Ermächtigung des Bundesamtes für Strassen ASTRA, im Einzelfall Aus-
nahmen von einzelnen Verordnungsbestimmungen zu verfügen

22. Sind Sie damit einverstanden, dass der Bundesrat das ASTRA auf dem Verord-
nungsweg ermächtigen kann, in besonderen Fällen Ausnahmen von einzelnen Ver-
ordnungsbestimmungen zu bewilligen?
(Art. 106 Abs. 2bis E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:
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4.6 Ermächtigung des Bundesrates zum Abschluss von völkerrechtlichen Ver-
trägen

23. Sind Sie damit einverstanden, dass der Bundesrat mit anderen Staaten (z.B. UK)
ähnliche Verträge wie mit dem Fürstentum Liechtenstein1 abschliessen kann?
(Art. 106a Abs. 1 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

24. Sind Sie damit einverstanden, dass der Bundesrat Änderungen an bestimmten, im
SVG aufgelisteten, internationalen Abkommen genehmigen oder vorschlagen so-
wie völkerrechtliche Verträge über den grenzüberschreitenden Motorfahrzeugver-
kehr abschliessen kann? Die Abschlusskompetenz umfasst Regelungsgegen-
stände, die der Bundesrat auf Verordnungsebene (national) selbst regeln darf.
(Art. 106a Abs. 2 E-SVG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

4.7 Ausdehnung der Halterhaftung für Ordnungsbussen auf juristische Perso-
nen (Änderung des Ordnungsbussengesetzes vom 18. März 2016)

25. Sind Sie damit einverstanden, dass die Halterhaftung für Ordnungsbussen auf ju-
ristische Personen ausgedehnt wird?
(Art. 7 Abs. 1 E-OBG)

JA NEIN keine Stellungnahme /
nicht betroffen

Bemerkungen / Änderungsantrag:

1 SR 0.741.531.951.4


